Stadt Schwetzingen

Amt: 61 Stadtebau u.
Architektur
Datum: 11.06.2018

Drucksache Nr. 2074/2018

Beschlussvorlage

Sitzung Technischer Ausschuss am 05.07.2018 - nicht 6ffentlich -

Sitzung Gemeinderat am 19.07.2018 - Offentlich -

Bebauungsplan Nr. 97 "Quartier XXIV"
hier: Veranderungssperre

Beschlussvorschlag:

1. Zur Sicherung der nachfolgend genannten stadtebaulichen Ziele wird fir den

2.

3.

Planbereich des Bebauungsplans Nr. 97 ,Quartier XXIV* nach 88 14 und 16 BauGB
eine Verdnderungssperre gem. als Anlage 1 beigefigtem Satzungsentwurf, als
Satzung beschlossen.

Die Veranderungssperre gilt fir den im Lageplan kenntlich gemachten Bereich
(Anlage 2).

Die  Verwaltung wird beauftragt, die  Veranderungssperre  ortsiblich
bekanntzumachen.

Mit der Bebauungsplanung werden folgende stadtplanerischen Ziele verfolgt:

Die ortstypische Blockrandbebauung soll in Ergdnzung der Vorgaben der
Gestaltungssatzung ,Innenstadt®, hier im Teilbereich D und E, gesichert werden.

Neben Festsetzungen zum Mafll der Nutzung und zu den uberbaubaren
Grundstucksflachen, die eine maf3volle Nachverdichtung und die Freihaltung von
Griun- und Freiflachen regeln, soll im Bebauungsplan auch die maximal zuléassige
Anzahl der Geschossebenen mit zwei Vollgeschossen zzgl. Dachgeschoss
festgesetzt werden, um die stadtbildpragende Fassadengliederung sicherzustellen.

Traufhbhe max. 8,20m, Firsthdhe max. 14,90m, Blockinnenbereich in H6he und
Geschossigkeit hinter diesen Vorgaben zuriickbleibend.

Die Fahr- und fulRlaufige ErschlielBung soll in einer vertraglichen Form erganzt
werden.

Die Anordnung der nachzuweisenden Stellplatze soll geregelt werden.

Die Erhaltung der noch vorhanden Griin- und Gartenflachen im Quartierinnenbereich
zum Erhalt stadtklimatisch wertvoller innerstadtischer Grinflachen, auch im
unmittelbaren Anschluss an die Blockrandbebauung soll gesichert werden.

Im Geltungsbereich der Veréanderungssperre dirfen



- Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgefuihrt oder bauliche Anlagen nicht
beseitigt werden.

- erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Ver&dnderungen von Grundstiicken und
baulichen Anlagen, deren Veranderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder
anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.

Erlauterungen:

Der Gemeinderat hat fur den im Lageplan dargestellten Bereich die Aufstellung des
Bebauungsplans Nr. 97 ,Quartier XXIV* am 22.06.2017 beschlossen.

Da fur das Quartier XXIV kein Bebauungsplan rechtskréftig ist, sind die Flachen bisher bau-
planungsrechtlich nach § 34 BauGB zu beurteilen.

Dies hat in der Vergangenheit dazu geflihrt, dass Bauantrage mit aus Sicht der
Stadtverwaltung Uberdimensionierten Bauvorhaben vorgelegt wurden. Auch wurden zuletzt
Bauanfragen vorgelegt, mit dem Ziel die im Quartierinnenbereich vorhandenen Freiflachen
zu Uberbauen. Naturgemald orientiert sich ein solcher Bauwunsch an der heutigen
Grundstickssituation und den Eigentumsverhéltnissen oder der Verfiigbarkeiten der
Grundstiicke, weniger an Gesichtspunkten einer aus stadtplanerischer Sicht geordneten
Grundstiucksentwicklung. Das Ziel einer geordneten Nachverdichtung im Sinne einer
qualitatvollen Innenentwicklung bei Erhalt stadtklimatisch wertvoller innerstadtischen
Griunflachen wird bei planloser Genehmigung verfehlt.

Die Zielsetzungen der stadtplanerischen Uberlegungen lassen sich nicht oder nicht
vollstandig verwirklichen, wenn die Grundstlickseigentimer von dem derzeit nach § 34
BauGB gegebenen Baurecht Gebrauch machen. Da derartige Vorhaben den
Planungsabsichten der Stadt widersprechen, ist es aus Sicht der Verwaltung erforderlich,
eine Veranderungssperre zZu erlassen, bis das derzeit laufende
Bebauungsplanaufstellungsverfahren vollstandig abgeschlossen ist und der zukinftige
Bebauungsplan zukiinftige Ausreiler der Bebauung in Bezug auf das Baumafl} bzw.
Bebauungen an mit der Zielsetzung des Bebauungsplanes nicht vereinbarem Standort
verhindert. Das derzeit laufende Planverfahren hat noch nicht den Stand, der eine weitere
Differenzierung der Planungssziele ermdglicht; die Bestandsaufnahme ist erfolgt, ebenfalls
die Untersuchung zum Artenschutz initiiert. Eine grundsatzliche Aufarbeitung des potentiellen
Umgangs mit Flachen im Quartierinnenbereich ist in Vorbereitung. Folglich ist davon
auszugehen, dass der Satzungsbeschluss innerhalb der Laufzeit der Veranderungssperre
problemlos erreichbar ist. Nach 8§ 17 BauGB tritt eine Veranderungssperre nach Ablauf von
zwei Jahren seit Inkraftsetzung aulRer Kraft. Dieser Zeitraum geniigt nach Auffassung der
Verwaltung dafiir, das Bebauungsplanverfahren abzuschlieen.

Soweit Bauvorhaben mit dem kiinftigen Bebauungsplan in Einklang stehen, also dessen
Zielen nicht widersprechen, werden diese zwar ebenfalls von der Veranderungssperre formal
erfasst, indessen ist es in solchen Fallen aber mdglich, derartige Vorhaben im Wege der
Ausnahme gem. § 14 Abs. 2 BauGB zuzulassen.

Anlagen:

e Anlage 1: Satzungsentwurf Veranderungssperre, Fassung Stand 05.07.2018
e Anlage 2: Lageplan zur Verdnderungssperre, Stand 01.06.2017

Oberblrgermeister: Blrgermeister: Amtsleiter: Sachbearbeiter/in:






	Gremium
	Datum
	Ostatus
	Zusatzinformation
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

